
ANTIKRIEGSHAUS  NEWSLETTER		              MONAT 2017

Antikriegshaus Sievershausen  Kirchweg 4A  31275 Lehrte  Tel.: 05175-5738  mail: info@antikriegshaus.de

ANTIKRIEGSHAUS 
NEWSLETTER               Mai2020

Antikriegshaus Sievershausen  Kirchweg 4A 31275 Lehrte  Tel: 05175-5738 mail: info@antikriegshaus.de

Dokumentationsstätte zu Kriegsgeschehen und über Friedensarbeit Sievershausen e.V.

Krisengebiete



2

ANTIKRIEGSHAUS NEWSLETTER		  MAI 2020

Inhalt

Unsere nächste Veranstaltung: Nachhaltiger Konsum
Thema: Konflikte
Konfliktbarometer und Militarisierungsindex
Mali
Einmischung in Afrika
das sagen andere: gefährliche Mogelpackung 
Jemen
Darfur
Anzeige zum 8. Mai – Tag der Befreiung
Letzte Seite: Sievershäuser Ermutigung 2020	

be Freundinnen und Freunde des Antikriegshauses
Eines unserer Themen ist die Dokumentation 
von Konflikten und Spannungen in der Welt. 
Deshalb schreiben wir immer wieder über Ge-
biete, die unter Spannungen und Kriegen zu 
leiden haben. Das Heidelberger Konfliktba-
rometer, das im März in der 28. Ausgabe er-
schien, führt für 2019 mehr als 350 Konflikte 
weltweit auf, wobei die Autor*innen 15 
Konflikte als Kriege bezeichnen. Wir 
blicken in unserer Auswahl wieder 
einmal nach Afrika, wo – neben 
dem Nahen Osten – die meisten 
kriegerischen Konflikte zu fin-
den sind.

Deutschland ist seit etlichen 
Jahren zunehmend mit Mili-
tär dabei: Afghanistan und Mali 
sind Beispiele von durchaus um-
strittenen Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr, die nie öffentlich evalu-
iert wurden und trotzdem regelmäßig vom 
Bundestag verlängert werden. Im einen Fall 
aus Solidarität mit den USA – und mit den 
letztlich erfolglosen US-Truppen werden dann 
wohl demnächst auch die deutschen abziehen 
–, im anderen, weil Frankreich darauf drängt 
und Afrika im Sicherheitsdenken der deut-
schen Regierung eine besondere Rolle spielt. 
Aber während die Verteidigungsministerin 
sich für ein ‚robusteres‘ Bundeswehr-Mandat 
in Mali ausspricht, konfrontiert der  Bundes-
entwicklungsminister sie mit den Ursachen 
der Konflikte in der Sahel-Region – Konflikte 
um immer weniger Wasser und immer weni-
ger Weideland fürs Vieh – und erkennt, dass 
die Strategie gegen Terror und Flucht darin 
liegen muss, dass die Menschen dort eine Le-

bensperspektive aufbauen können.

Europa muss sich endlich dafür entscheiden, 
eine Kultur des Friedens in der Welt zu beför-
dern. Das gelingt nicht mit militärischen Mit-
teln. Man sieht das an den jahrzehntelangen 
Konflikten in Afghanistan und im Irak. Europa 

hat zudem schon eine Menge Erfah-
rung in Diplomatie und Initiati-

ven der friedlichen Konflikt-
bearbeitung. Die gilt es 

weiter auszubauen und 
dazu mit nicht-bevor-
mundender Hilfe für 
die armen Länder diese 
zu befähigen, ihre Ge-
sellschaften sozial, öko-

logisch und wirtschaft-
lich zu stärken. 

Wir haben der Versuchung 
widerstanden, über die Co-

rona-Pandemie zu schreiben. In 
diesem Newsletter finden Sie einen genaue-
ren Blick auf Mali und den Sudan. In der Be-
handlung solcher Krisen muss sich weltweite 
Solidarität zeigen, die notwendig ist, um die 
Folgen von Armut oder Klimawandel zu be-
wältigen. Europa und gerade auch Deutsch-
land haben da noch eine Menge zu lernen.

Es grüßt Sie und Euch ganz herzlich 

Berndt Waltje

“Eine 
dauerhafte

Friedensordnung 
erfordert

gleichwertige
Entwicklungschancen

für al le Völker”
Wi l l y Brandt
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Freitag, 15. Mai 2020, 19.30 Uhr
Tobi Rosswog:“Nachhaltiger Konsum - geht das überhaupt?“

„Es gibt keine per se nachhaltigen Produk-
te und Technologien, sondern nur nach-
haltige Lebensstile“, sagt der Nachhal-
tigkeitsforscher Niko Paech. Aber reicht 
es aus, achtsam mit Energie umzugehen, 
weniger Auto zu fahren und weniger 
Fleisch zu essen? Tobi Rosswog will über 
Themen wie ökologischer Fußabdruck, 
Überfluss- und Wegwerfgesellschaft  und 
die Konsequenzen der auf Konsum aus-
gerichteten Wirtschaftsweise sensibili-
sieren. Dabei werden auch Konzepte des 
„grünen Wachstums“ und Konstrukte wie 
„Fortschritt“ und „Entwicklung“ kritisch 
betrachtet.

Die junge Generation ist radikaler in ihren 
Ideen, wie eine nachhaltige Gesellschaft 
entstehen kann. Tobi Rosswog gehört zu 
dieser jungen Generation, ist mit all seiner 
Zeit für den sozial-ökologischen Wandel 
unterwegs und setzt sich für eine Gesell-
schaft jenseits von Arbeit, Eigentum und 
Geld ein. Seit zehn Jahren ist er in diesem 
Sinne aktiv und lädt in rund 100 Vorträgen 
im Jahr zum Perspektivwechsel ein. Unter 
anderem initiierte er die Bewegung living 
utopia, das BildungsKollektiv imago und 
das Leine-Kollektiv mit, um diese Ideen 
praktisch erfahrbar zu machen. Er schrieb 

das Buch „AFTER WORK“ (2018) sowie als 
Teil des I.L.A. Kollektivs „Das Gute Leben 
für Alle“ (2019).

Wie organisieren wir die 
Veranstaltung in der Corona-Krise?
Wir wollen mit unseren Veranstaltungen 
allmählich wieder in unseren gewohnten 
Modus kommen und versuchen, diese 
Veranstaltung zwar mit mehr Abstand, 
aber doch mit Leben zu füllen. Wir werden 
die Stühle weit genug auseinanderstellen, 
und jede*r darf gern mit Maske kommen. 
Es wird weniger Publikum da sein, aber 
wir wollen uns doch langsam in die alte 
Wirklichkeit zurücktasten.

Wir haben auch Pläne, den Vortrag von 
Tobi Rosswog aufzunehmen und auf face-
book zur Verfügung zu stellen. Allerdings 
lässt sich eine lebendige Veranstaltung 
nur mit Publikum gestalten. Wir hoffen 
deshalb sehr, dass ihr dabei seid, auch 
wenn wir alle weiterhin vorsichtig sein 
werden.

Demnächst im Antikriegshaus

Gefördert vom Fonds Friedens Stiften der 
Ev. -luth. Landeskirche Hannovers
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Heidelberger Konfliktbarometer und Globaler Militarisierungsindex
Jährlich erscheint vom Heidelberger Ins-
titut für Internationale Konfliktforschung 
(HIIK) das Konfliktbarometer, eine Studie 
zum weltweiten Konfliktgeschehen. Das 
Konfliktbarometer erfasst qualitativ und 
quantitativ die Dynamiken politischer 
Konflikte, sowohl gewaltsamer wie auch 
gewaltloser Konflikte und gibt so einen 
guten Überblick über den Unfrieden in 
den Welt. 

Im Jahr 2019 dokumentierte das HIIK ins-
gesamt 358 Konflikte weltweit, darunter 
wurden 196 gewaltsam und 162 gewalt-
los ausgetragen. Im Vergleich zum Vorjahr 
ging die Zahl der Kriege von 16 auf 15 
leicht zurück. Der Drogenkonflikt in Brasi-
lien, zwei innerstaatliche Auseinanderset-
zungen in der Demokratischen Republik 
Kongo und der von islamistischen Grup-
pen angetriebene Konflikt in der Sahelzo-
ne eskalierten zu Kriegen. Gleichzeitig de-
eskalierten fünf Kriege, elf Kriege setzten 
sich fort.

Die Region mit den meisten Kriegen blieb 
auch im Jahr 2019 der Nahe Osten und 

Nordafrika. In Afghanistan, Ägypten, Syri-
en, Libyen, Jemen und der Türkei wurden 
insgesamt acht Kriege beobachtet. Der 
Konflikt in Syrien de-eskalierte zu einem 
begrenzten Krieg. In Sub-Sahara Afrika 
verringerte sich die Zahl der Kriege im 
Vergleich zum Vorjahr von sechs auf fünf, 
ebenso gingen die begrenzten Kriege von 
neun auf acht leicht zurück. 

*

Das BICC (Bonn International Center for 
Conversion) veröffentlicht jährlich den 
Globalen Militarisierungsindex (GMI) und 
bildet damit das relative Gewicht des Mi-
litärapparats von Staaten im Verhältnis 
zur Gesellschaft als Ganzes ab. Der GMI 
erfasst dazu mehrere Indikatoren, z.B. die 
Militärausgaben im Verhältnis zum Brut-
toinlandsprodukt und den staatlichen Ge-
sundheitsausgaben oder die Gesamtzahl 
von militärischem Personal im Verhältnis 
zur Zahl der Ärzte. Wir legen die beiden 
Kartenausschnitte von HIIK und BICC zu 
den Regionen Afrika und Naher Osten ne-
beneinander.

GMI - * zeigt die Beteiligung an aktuellen KonfliktenKonfliktbarometer: Je dunkler, desto intensiver

Thema: Konflikte
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Es ist keine Überraschung, dass die Län-
der im Nahen und Mittleren Osten im 
weltweiten Vergleich hoch militarisiert 
sind. Bis auf den Irak (Platz 46) befinden 
sich alle Länder der Region unter den 30 
am stärksten militarisierten Ländern der 
Welt. Aufgrund der schlechten Datenla-
ge kann für einige Länder der Region al-
lerdings kein GMI-Wert erhoben werden. 
So fehlen, in manchen Fällen schon seit 
Jahren, belastbare Daten zum Militär von 
Katar, Syrien, dem Jemen und den Verei-
nigten Arabischen Emiraten. 

Im Gegensatz dazu gehören die Sub-Sa-
hara-Länder nicht zu den hoch-militari-
sierten Ländern, obwohl die Anzahl der 
gewaltsamen Konflike hier sehr hoch ist. 
Das BICC zieht folgende Schlüsse:

erstens: Militarisierung muss man sich 
leisten können. So sind es eher ressour-
cenreiche Staaten (z.B. Russland, die 
Golf-Staaten) oder solche mit gut funkti-
onierenden Volkswirtschaften (z.B. Israel, 
Südkorea, Finnland), die größere Mittel in 
ihr Militär investieren. Bei Staaten hinge-
gen, in denen die Regierungen noch nicht 
einmal in der Lage sind, grundlegende 
Dienstleistungen zur Verfügung zu stel-
len, fließen tendenziell auch nicht viele 
Ressourcen ins Militär.

zweitens: Eine niedrige Militarisierung 
ist nicht gleichbedeutend mit der Abwe-
senheit von Konflikten und Gewalt. Un-
ter den besonders niedrig militarisierten 
Staaten befinden sich z. B. Mali, Nigeria 
oder Niger, die alle ein hohes Gewaltni-
veau haben. Ein sehr geringer Grad an Mi-
litarisierung kann also auch ein Hinweis 
auf Defizite im Sicherheitssektor sein, wie 
sie im Kontext schwacher staatlicher In-
stitutionen und einer Privatisierung von 
Sicherheit auftreten. 

drittens: Unter den am höchsten militari-
sierten Staaten sind mehr unfreie bzw. au-
tokratische politische Systeme zu finden 
als bei den gering militarisierten Staaten. 
Eine plausible Erklärung hierfür ist, dass 
die autokratischen Eliten ihre Herrschaft 
nicht selten auf ein starkes Militär stüt-
zen, dem sie finanzielle und personelle 
Ressourcen zur Verfügung stellen müssen.

Übrigens: Im Gegensatz zu Russland (Platz 
6) befinden sich die USA (Platz 31) nicht 
unter den Top 10. Obwohl kein anderer 
Staat so viel Geld für sein Militär ausgibt 
wie die USA (2018 über 633 Mrd. US-Dol-
lar, eine Steigerung von 4,6%), macht dies 
angesichts ihrer starken Volkswirtschaft 
nur einen Anteil von 3,2% des BIP aus. 

Costa Rica, das mittelamerikanische Land 
ohne Militär und mit einer guten Nach-
haltigkeitsstrategie, über das wir schon 
öfter kurz berichtet haben, liegt im Globa-
len Militarisierungsindex auf dem letzten 
und damit besten Platz – und das ist wohl 
wahrlich keine Überraschung.

* * *

Wir wollen im Schwerpunkt dieses News-
letters einen genaueren Blick auf Mali 
werfen, das nach dem GMI zu den be-
sonders niedrig militarisierten Ländern 
gehört, aber trotzdem ein hohes Gewalt-
niveau aufweist. Wir wollen versuchen, 
abseits der Statistiken von Konfliktbaro-
meter und GMI die Situation in der Sa-
helzone und eventuelle nicht-militärische 
Lösungsansätze von den Akteuren her zu 
verstehen.



6

ANTIKRIEGSHAUS NEWSLETTER		  MAI 2020

MALI
Auf den Seiten des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) ist folgendes zu lesen:
Mali liegt zu zwei Dritteln in der Sahara. 
Die Landwirtschaft unterliegt hierdurch 
großen, klimatisch bedingten Produkti-
onsschwankungen. Zusätzlich werden in-
folge des hohen Bevölkerungswachstums 
die vorhandenen Flächen immer intensi-
ver genutzt.
Das Land verfügt jedoch unter anderem 
entlang des Niger über große Flusswasser-
reserven, die ein erhebliches Potenzial für 
den Ausbau der Bewässerungslandwirt-
schaft bieten. Deutschland unterstützt in 
Mali die kleinbäuerliche Bewässerungs-
landwirtschaft durch die Erschließung 
neuer Bewässerungsflächen, Beratung 
der Bauern sowie der Regierung im Hin-
blick auf angepasste landwirtschaftliche 
Strategien. Auf diese Weise will die deut-
sche Entwicklungszusammenarbeit zur 
Verbesserung der Ernährungssicherheit 
beitragen, neue Beschäftigungsmöglich-
keiten schaffen und eine Modernisierung 
der Landwirtschaft erreichen.
Kleinbäuerinnen und -bauern werden 
darin geschult, ihre Flächen nachhaltig 
zu bewirtschaften und ihre Erzeugnisse 
fachgerecht zu lagern, zu verarbeiten und 
zu vermarkten. Die geförderten Famili-
enbetriebe können mithilfe der neuen 
Bewässerungsanlagen ihre Erträge deut-
lich steigern. Durch die Ausweitung des 
Gemüseanbaus arbeiten deutlich mehr 
Frauen in der Landwirtschaft und leisten 
so einen Beitrag zur wirtschaftlichen und 
sozialen Stabilität.
Im Rahmen der Sonderinitiative „EINE-
WELT ohne Hunger“ wird in Mali zudem 
ein „Grünes Innovationszentrum“ un-
terstützt. Es fördert die Forschung im 
Bereich der Züchtung von angepassten 
Saaten sowie die Einführung von Techno-
logien in kleinbäuerlichen Betrieben.

In Mali findet der derzeit zweitgrößte 
Auslandseinsatz der Bundeswehr nach 
dem in Afghanistan statt. Dabei wird vom 
Verteidigungsministerium immer wieder 
betont, dass dieser Einsatz der gefähr-
lichste überhaupt ist. Aber auch zivile 
Friedensdienste wie Eirene sind in diesem 
afrikanischen Land tätig. Grund genug, 
einen genaueren Blick in dieses Land zu 
werfen.
Auf dem Gebiet des heutigen Mali exis-
tierten im Laufe der Geschichte drei Rei-
che, die den Transsaharahandel kontrol-
lierten: das Ghana-Reich, das Mali-Reich, 
nach dem der moderne Staat benannt 
ist, und das Songhai-Reich. Im goldenen 
Zeitalter Malis blühten islamische Ge-
lehrsamkeit, Mathematik, Astronomie, 
Literatur und Kunst. Im späten 19. Jahr-
hundert wurde Mali dann Teil der Kolonie 
Französisch-Sudan, was das Engagement 
Frankreichs heute zum Teil erklärt. 1960 
erlangte Mali die Unabhängigkeit.
Seit dem Januar 2012 gibt es wieder einen 
bewaffneten Konflikt in Nordmali, die sog. 
vierte Tuareg-Rebellion, begünstigt vom 
Sturz Gaddafis in Libyen, was zahlreiche 
Tuareg veranlasste, mit ihren Waffen nach 
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Mali zurückzukehren. Sie proklamierten 
die Abspaltung des nördlichen Teils Aza-
wad von Mali. Ein folgender Militärputsch 
im Süden Malis und spätere Kämpfe zwi-
schen Islamisten und den Tuareg verkom-
plizierten den Konflikt. Angesichts der 
Gebietsgewinne der Islamisten begann 
am 11. Januar 2013 auf Wunsch der ma-
lischen Regierung die Operation Serval, 
im Verlaufe derer malische und französi-
sche Truppen den Großteil des Nordens 
zurückeroberten. 
Das 2015 zwischen der malischen Regie-
rung und zwei Tuareg-Gruppen ausgehan-
delte Friedensabkommen ist allerdings 
brüchig und unvollständig. Die zugrun-
deliegenden Ursachen, insbesondere 
die Marginalisierung der Tuareg und der 
arabischen Gemeinden im Norden und 
die Ungleichverteilung von Ressourcen 
zum Nachteil des Nordens konnten bis-
her nicht umfassend gelöst werden und 
bestehen fort. Der UN-Sicherheitsrat un-
terstützt den Friedensprozess mit der Ent-
sendung der Mission MINUSMA, an der 
auch Deutschland teilnimmt.
Stellvertretend für etliche Analysen las-
sen wir einen Einheimischen, Dr. Youssouf 
Coulibaly, zu Wort kommen. Er ist mali-
scher Sicherheitsexperte und Professor 
für internationales Recht in Bamako, der 
Hauptstadt von Mali. In einem Interview 
vom Januar 2020 sagte er unter anderem:
„Mali und die anderen vier Länder der G5-
Sahelstaaten (Mauretanien, Burkina Faso, 
Niger, Tschad) haben ein Sicherheitspro-
blem. Die Herausforderungen, die das mit 
sich bringt, sind enorm: die Stabilisierung 
und Bekämpfung terroristischer Gruppen, 
bewaffnete Kriminelle, Drogen- und Men-
schenhandel, Migration und illegale Ein-
wanderung. Die größte Herausforderung 
ist heute, wie die gesamte Sahelzone sta-
bilisiert und gesichert werden kann.“
„Seit der Serval-Intervention 2013, als 
französische Truppen den Vormarsch der 
Terrorist*innen Richtung Süden stopp-
ten, stieg die Zahl der Sicherheitskräfte 
und Soldaten sowie die Anzahl der Trup-
penkontingente Frankreichs und Europas. 

Frankreich leitet die militärischen Opera-
tionen gegen die terroristischen Gruppen 
in Mali. Diese französischen Interventio-
nen seit 2013 erzielten jedoch nicht die 
gewünschten Ergebnisse: In sieben Jah-
ren Präsenz des französischen Militärs 
stieg die Anzahl der Anschläge und die 
Anzahl der getöteten Zivilist*innen und 
Soldat*innen.“
„Auch die Resultate der UN-Stabilisie-
rungsmission MINUSMA entsprechen 
nicht den gewünschten Ergebnissen. Sie 
unternimmt zwar viele Anstrengungen 

im Rahmen der Stabilisierung, aber ihr 
Mandat ist darauf begrenzt, das Töten 
von Zivilist*innen zu verhindern, und den 
Aufbau der Verwaltung und die Rückkehr 
für Geflüchtete zu unterstützen. Wenn 
Sie diese Schritte und die Bemühungen 
der französischen Behörden, militärisch 
gegen die Terrorist*innen zu intervenie-
ren, gemeinsam betrachten, sehen Sie, 
dass das Ergebnis mager ist. Dies erklärt 
auch die aktuelle Unruhe in der malischen 
Zivilgesellschaft gegen die französische 
Präsenz in Mali. Viele Stimmen vertre-
ten offen die Meinung, dass die interna-
tionalen Interventionen bedeutungslos 
seien, nicht viel bringen, die Situation so-
gar verschlimmern, und man ihren Abzug 
fordern sollte. Aber aus unserer Sicht als 
Sicherheitsexpert*innen ist das eine sehr 
schlechte Idee. Wenn die internationalen 
Truppen abziehen, wer soll ihre Arbeit er-
setzen? Sie werden alles mitnehmen, auch 
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sämtliche finanzielle Unterstützung. Das 
würde also zu einer Menge Problemen 
führen.“
„Ich lege den Schwerpunkt auf die lokale 
Entwicklung, weil sich die Krise oft durch 
mangelnde Entwicklung in vielen Gebie-
ten erklären lässt. Dieser Mangel an Ent-
wicklung drängt junge Menschen dazu, 
sich terroristischen Gruppen anzuschlie-
ßen, um ein wenig Geld zu verdienen und 

ihren Bedürfnissen nachzukommen. Ich 
denke, dass nach und nach Anstrengun-
gen unternommen werden. Aber es geht 
nur sehr langsam vorwärts, sehr zaghaft.“
„Deutschland sollte sich direkt an den 
Stabilisierungsbemühungen Malis betei-
ligen, und zwar erstens vor allem in den 
Bereichen Investitionen und Schaffung 
von Mikroprojekten für Landwirt*innen. 
Zweitens durch institutionelle Reformen, 
denn es wird ab März Parlamentswahlen 
geben. Deutschland kann die Ausbildung 
von Wahlhelfer*innen unterstützen, da-
mit die Wahl geregelt abläuft. Wenn die 
Wahl nicht gut verläuft, werden alle bis-
herigen Bemühungen zunichte gemacht. 
Mein dritter Ratschlag ist, dass Deutsch-

land seine Strategie im Hinblick auf seine 
Beteiligung an den Bemühungen zur Be-
kämpfung von Terrorist*innen überdenkt. 
Das bedeutet ganz einfach: mehr mate-
rielle und logistische Unterstützung für 
die Gruppen der G5-Sahel (Burkina Faso, 
Mali, Mauretanien, Niger und Tschad) 
bereitzustellen und dennoch nicht davon 
auszugehen, dass die G5-Sahel dadurch in 
die Lage versetzt wird, Migration zu be-
seitigen oder zu stoppen. Denn das funk-
tioniert nicht. Um Migration zu stoppen, 
müssen wir in die Gebiete investieren, 
in denen junge Menschen ihre Familien 
verlassen und gehen. Das sind meine drei 
kleinen Empfehlungen.“
„Ich denke, dass Deutschland die diplo-
matischen Wege neu beleben muss. Von 
nun an müssen wir unbedingt zuverläs-
sige Partner haben, Deutschland muss 
einen echten Zugang haben, ein eigenes 
Netzwerk von Malier*innen, das es ihm 
ermöglicht, in den kommenden Jahren 
auf allen Ebenen präsent zu sein. Denn 
das Gebiet ist riesig und Entwicklung ist 
unverzichtbar. Die Hoffnung ist da, die 
natürlichen Ressourcen sind es auch und 
die Energie ist da. Es bedarf lediglich einer 
diplomatischen Strategie, die es Deutsch-
land ermöglicht, seine Position in Mali zu 
festigen. Schon jetzt schätzen die Zivilbe-
völkerung und die indigenen Völker die 
deutsche Präsenz an verschiedenen Orten 
sehr. Man geht in verschiedene Ortschaf-
ten und sieht GIZ-Projekte in Gebieten, 
wo man sie sich gar nicht vorstellen kann. 
Das heißt, diese Errungenschaften müs-
sen gestärkt und konsolidiert werden.“

entnommen dem peacelab.blog/2020/01/der-anti-terror-kampf-im-sahel-ist-in-keiner-weise-effektiv
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EINMISCHUNG IN AFRIKA
Hans-Joachim Preuß, der Leiter des Bü-
ros der Friedrich-Ebert-Stiftung in Benin, 
schreibt in einem Beitrag für die Welt-Sich-
ten vom März 2020, dass die Einmischung 
europäischer Staaten in gewaltsame Kon-
flikte in Afrika bisher kaum Frieden und Si-
cherheit gebracht hat. Weder sind die ge-
walttätigen Extremisten verschwunden, 
noch hat sich die Sicherheitslage in den 
betroffenen Ländern verbessert. Die Zahl 
der Todesopfer in diesen Konflikten und 
der Menschen, die flüchten oder gewalt-
sam vertrieben werden, ist dagegen kon-
tinuierlich gestiegen. Preuß plädiert dafür, 
dass die afrikanischen Staaten selbst das 
Ruder übernehmen und die Richtung vor-
geben.
Schon im Jahr 2013 haben die Mitglieds-
staaten der Afrikanischen Union (AU) die 
Kampagne „Silencing the guns in Africa 
by 2020“ ins Leben gerufen. Das gleichna-
mige Motto des diesjährigen AU-Gipfels 
kann man als Bekräftigung der afrika-
nischen Regierungen verstehen, Krieg, 
Terrorismus und bewaffnete Konflikte 
auf dem Kontinent beenden zu wollen. 
Die AU-Mitglieder lehnen dabei militäri-
sche Interventionen mehrheitlich ab und 
bevorzugen Dialog und Diplomatie, um 
Konflikte zu beenden oder zu verhüten, 
erklärte AU-Kommissar Smaïl Chergui auf 
der Münchner Sicherheitskonferenz im 
Februar.
Die Stärke der AU liegt nicht im Militär, 
sondern in der Mediation. So hat sie in 
den vergangenen Jahren mittels Pendel-
diplomatie Konflikte wie im Sudan ent-
schärft oder sich als Vermittler in der Zen-
tralafrikanischen Republik durchgesetzt. 
Im Sahel, in Libyen, in Algerien und in 
Nigeria hingegen ist ihr Einfluss bislang 
begrenzt geblieben – vielleicht weil in 
diesen Ländern Afrikaner und auswärtige 
Kräfte einseitig auf militärische Interven-
tion gesetzt haben.

Frankreich als in Afrika dominante eu-
ropäische Nation setzt in den dortigen 
Konflikten immer noch vornehmlich auf 
die militärische Karte. Dagegen sollte die 
Afrikanische Union mit Unterstützung 
aus Deutschland und anderen EU-Staaten 
die Chance nutzen, sich als der Baumeis-
ter einer afrikanischen Friedens- und Si-
cherheitsarchitektur zu profilieren, und 
Schritt für Schritt die politische Führung 
für regional übergreifende Interventionen 
in Afrika übernehmen. Solange Afrikaner 
nicht mehr Verantwortung übernehmen, 
wird es im Sahel weder zu Frieden noch zu 
Entwicklung kommen.

* * *
Tilmann Elliesen ergänzt diese Einschät-
zung mit einer Kritik an der Libyen-Konfe-
renz im Januar in Berlin, bei der zwar der 
UN-Generalsekretär Guterres eingebun-
den war, aber kein Vertreter der Afrika-
nischen Union, obwohl diese immer wie-
der nach einer gewichtigeren Rolle in der 
Konfliktlösung gefragt habe.
Dabei sollte es selbstverständlich sein, 
dass die Afrikanische Union bei der Kon-
fliktbearbeitung in Libyen ganz vorne mit-
macht. Denn Libyens Nachbarn in Afrika 
sind von dem Chaos dort viel stärker be-
droht als Europa. Seit Muammar al-Gad-
dafi im Jahr 2011 gestürzt und getötet 
wurde, ist das Land in weiten Teilen prak-
tisch unregierbar. Seitdem haben sich von 
dort ungehindert bewaffnete Kämpfer 
und Soldaten, islamistische Extremisten, 
Schmuggler und andere Ganoven in den 
Ländern der Sahel-Zone verbreitet. Das 
Ergebnis sind zunehmende Gewalt, Tod 
und Elend in Ländern wie Niger, Burkina 
Faso, Tschad und Mali.

Die Afrikanische Union hat in den ver-
gangenen Jahren vor allem versucht, die 
verschiedenen ethnischen Gruppen sowie 
zivilgesellschaftliche Kräfte in Libyen an 
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einen Tisch zu bringen. Sie hat kommen 
sehen, was passiert, wenn erst einmal aus-
ländische Mächte wie Europa, Russland, 
die Türkei und etliche arabische Staaten 
sich in den Konflikt einmischen, um ihre 
eigenen Interessen zu verfolgen. Fach-
leute des südafrikanischen Institute for 
Security Studies sagen deshalb: Wenn es 
jemanden gibt, der glaubhaft eine neutra-
le, an Frieden und Stabilität vermittelnde 
Position in Libyen einnehmen kann, dann 
ist es die Afrikanische Union. Die Libyen-
Konferenz in Berlin zeigte also nach Ellie-
sen, wie kurzsichtig Europa auch dieses 

Mal wieder vorgeht. Während die Afrika-
nische Union in der Libyen-Politik nur von 
der Seite aus mitmachen darf, diskutie-
ren Berlin und Paris seit Wochen darüber, 
weitere Soldaten in die Sahel-Länder zu 
schicken – als würde das helfen, die Krisen 
dort einzudämmen, die vom Chaos in Li-
byen immer wieder angefacht werden. In 
Libyen und im Sahel handelt Europa wie 
so oft kurzfristig und aktionistisch. Längst 
überfällig ist eine langfristige Strategie, 
die die gesamte Region in den Blick nimmt 
– zusammen mit der Afrikanischen Union 
als echtem Partner. 

Aktivitäten von EIRENE in Mali
Gewaltfreie Friedensallianzen als wirksame Alternative

Zusammen mit ihrem langjährigen mali-
schen Partner ORFED fördert EIRENE die 
Friedensbildung in Mali, vor allem in der 
Stadt Gao. Oberstes Ziel ist es, die Bevöl-
kerung Gaos bei der gewaltfreien Bear-
beitung von Konflikten zu unterstützen. 
Wichtigster Ansatz dabei ist die Förde-
rung des Dialogs, der Versöhnung und des 
friedlichen Zusammenlebens zwischen 
den unterschiedlichen ethnischen und so-
zialen Gruppen.

Unterstützt von einer Friedensfachkraft 
von EIRENE arbeiten die Mitarbeiter des 
ORFED-Büros in Gao nun seit 2015 mit 
verschiedenen Zielgruppen. Dabei han-
delt es sich um Jugendverbände, Frauen 

in Führungspositionen, Schulleiter*innen, 
Eltern und Lehrer*innen. Workshops in 
gewaltfreier Konfliktbearbeitung, das Or-
ganisieren von Austauschtreffen und Dia-
logräumen sind einige der Aktivitäten.
Ein wichtiges Medium für die Versöh-
nungsarbeit sind die Lokalradios. Beispiel-
weise trugen die laufenden Radiosendun-
gen von ORFED dazu bei, dass im Februar 
2016 eine gewaltsame Aktion gegen den 
ehemaligen Vizepräsidenten verhindert 
wurde. Über die Sendungen wurden Ge-
rüchte entschärft und die Bevölkerung zur 
Gewaltfreiheit aufgerufen. EIRENE unter-
stützt ORFED in Mali bei der Ausbildung 
von Radiojournalisten.
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Gefährliche Mogelpackung 
Statt riskanter Militärhilfen sollte Europa Friedensförderung ausbauen 

von Ginger Schmitz
Die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union wollen zukünftig mit einem neu-
en Fördertopf von 10,5 Milliarden Euro 
Militäreinsätze sowie Ausbildung und 
Ausrüstung der Armeen von Drittstaaten 
finanzieren. Die gewählte Bezeichnung 
„Europäische Friedensfazilität“ für ein 
Budget, das ausschließlich zur Finanzie-
rung militärischer Maßnahmen vorge-
sehen ist, kann als Meisterleistung der 
PR-Abteilung der scheidenden EU-Außen-
beauftragten Mogherini gesehen werden. 
Der Name ist nicht nur unangemessen 
und irreführend, sondern er konterkariert 
auch das starke Engagement der EU für zi-
vile Friedensförderung und diplomatische 
Lösungen.
Mehr noch als die Verpackung treffen ei-
nige Inhalte dieser neuen Einrichtung 
auf deutlichen Widerspruch. Die Kritik 
bezieht sich vor allem auf die Maßnah-
men zur Ausbildung und Ausrüstung der 
Armeen von Drittstaaten. Damit könnten 
zukünftig im Namen der Europäischen 
Union Rüstungsgüter etwa für Staaten 
im Sahel oder im Nahen Osten finanziert 
werden, die für die Repression von Zivilge-
sellschaft und gegen die Zivilbevölkerung 
zum Einsatz kommen könnten.
Die Bilanz derartiger Militärhilfen ist 
schlecht, das stellen nicht nur die deut-
schen Friedensforschungsinstitute in ih-
rem jährlichen Gutachten fest. Auch der 
Europäische Rechnungshof hält entspre-
chende Programme für wenig nachhal-
tig. Allzu oft stärken sie Regierungen, die 
selbst über keine demokratische Legiti-
mation verfügen, oder Sicherheitskräfte, 
die selbst Konfliktparteien sind. Sind die 
Waffen einmal ausgeliefert, ist ihr Verbleib 
kaum zu kontrollieren. Traurig-prominen-
tes Beispiel für die Risiken derartiger Pro-
gramme ist Mali: Mit der Unterstützung 
der malischen Armee – auch durch die 
Bundesregierung – wurde ein militäri-
scher Konfliktakteur stark gemacht, dem 
zahlreiche Menschenrechtsverletzungen 

vorgeworfen werden, statt die Umset-
zung des Friedensabkommens mit zivilen 
Maßnahmen voranzubringen. Ein weiterer 
wahrscheinlicher Kandidat für europäische 
Militärhilfen wäre die irakische Armee, die 
jüngst gewaltsam gegen Demonstranten 
vorging, die in Bagdad gegen Korruption 
und Misswirtschaft protestierten.
Mit der Aufrüstung von Sicherheitskräften 
sollen Staaten stabilisiert werden, nicht 
zuletzt um deutsche und europäische In-
teressen der Terrorbekämpfung und der 
Migrationsabwehr zu fördern. Doch diese 
Gleichung kann nicht aufgehen, wie eine 
Studie des UN-Entwicklungsprogramms 
gezeigt hat: Wer repressive Sicherheitsak-
teure stärkt, treibt mehr Menschen in die 
Arme radikaler, gewaltbereiter Gruppen.
Die Europäische Union verfügt über viel-
fältige Erfahrungen und die notwendigen 
Mittel, um Einfluss auf Konflikte zu neh-
men und Frieden nachhaltig zu fördern. 
Statt unter dem Vorwand, Frieden fördern 
zu wollen, neue militärische Programme 
zu entwickeln, sollte sie die bewährten 
Programme der zivilen Konfliktbearbei-
tung ausbauen.

Ginger Schmitz ist seit April 2018 Geschäfts-
führerin der Plattform Zivile Konfliktbear-
beitung ZKB. Davor war sie u.a. als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin im Bundestag und 
für die GIZ tätig. 

Das sagen andere
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JEMEN
Im Zuge des Arabischen Frühlings kam es 
2011 auch im Jemen zu Protesten. Doch 
der Übergang in eine Demokratie ist ge-
scheitert. Seit Jahren herrscht nun Bürger-
krieg im Land. Das (sunnitische) Regime 
unter Präsident Abd Rabbuh Mansur Hadi 
bekämpft die (schiitischen) Huthi-Rebel-
len. Doch lässt sich der Konflikt nicht auf 
diese einfache religions-politische Formel 
bringen. Zum einen ist er deutlich komple-
xer, sowohl von den Akteuren im Jemen 
selbst als auch international. Zum ande-
ren muss er geopolitisch als Kampf um die 
Vorherrschaft in dieser strategisch wich-
tigen Region gesehen werden. 32% der 
weltweit transportierten Waren werden 
durch die Meerenge Bab al-Mandab beför-
dert. Das dem Jemen gegenüberliegende 
kleine Dschibuti beherbergt gleich sieben 
ausländische Militärbasen, u.a. auch eine 
von Deutschland. Die USA unterhält in 
Dschibuti einen Stützpunkt mit 4.000 Sol-
daten, von wo sie Drohnen für gezielte Tö-
tungen im Jemen einsetzen.
Eine 2015 gestartete Militäroperation, an-
geführt von Saudi-Arabien und den Verei-
nigten Arabischen Emiraten, sollte Hadi, 
der vor den vorrückenden Huthis geflohen 
war, wieder ins Amt verhelfen, war aber 
letztlich erfolglos. Heute sind sich fast alle 
einig, dass es keine militärische Lösung 
gibt. Trotzdem wird weiter gekämpft, und 
wie immer in solchen Konflikten sind vor 
allem die Zivilisten, insbesondere die Kin-
der, die Leidtragenden. Die Situation der 
Bevölkerung hat sich in den letzten Jahren 
dramatisch verschlechtert. Das Land ist 
abgeriegelt, der Seeweg und Luftraum Je-
mens wird von Saudi-Arabien vollständig 
kontrolliert. Der Kampf zwischen den ver-
feindeten Parteien hat lt. UN zu der größ-
ten Hungerkatastrophe seit vielen Jahr-
zehnten geführt. Luftangrffe haben weite 
Teile des Landes zerstört, die UN spricht 
von der derzeit schlimmsten humanitä-
ren Krise der Welt. Neben den Bombarde-
ments leiden die Menschen vor allem un-
ter Epidemien, v.a. Cholera und Diphterie 
wüten, die behandelbar wären, was durch 
die Blockade Jemens verhindert wird. Laut 
UN-Angaben sind im Jemen auf beiden 

Seiten mehr als 1.500 Kindersoldaten im 
Einsatz, die Dunkelziffer soll sogar noch 
deutlich höher sein. Der Sold bringt ver-
armte Familien dazu, ihre Söhne zu opfern. 
All diese Schreckensnachrichten sollten 
Grund genug sein zu versuchen, diesen 
Krieg „auszutrocknen“, also keine Waffen 
mehr an die Kriegsparteien zu liefern. Die 
Große Koalition hat das sogar im Koaliti-
onsvertrag niedergelegt, lässt aber trotz-
dem Waffenexporte in die Region zu. Zah-
len des Wirtschaftsministeriums zeigen, 
dass deutsche Firmen weiter Waffen an et-
liche Länder der Kriegskoalition im Jemen 
liefern - seit Anfang 2019 für mehr als eine 
Milliarde Euro. Ein Rüstungsexportstopp 
gilt derzeit nur für Saudi-Arabien. Die Bun-
desregierung verhängte es im November 
2018 nach der Tötung des regierungskri-
tischen Journalisten Jamal Khashoggi im 
saudischen Generalkonsulat in Istanbul, 
gewissermaßen als Strafe, nicht um den 
Krieg im Jemen zu beenden. Kürzlich hat 
sie es um weitere neun Monate bis zum 
31. Dezember 2020 verlängert. Allerdings 
führt die aktuelle Liste des Wirtschaftsmi-
nisteriums auch die Lieferung gepanzerter 
Geländewagen an Saudi-Arabien auf.
Die UN sagen: Wer Waffen an die kriegs-
führenden Parteien im Jemen liefert, 
macht sich mitschuldig an der dortigen 
humanitären Katastrophe.
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DARFUR
Seit 2003 gibt es den Bürgerkrieg in der 
Region Darfur im Westen des Sudan, der 
immer mal wieder in den Medien beleuch-
tet wird. Nach der Friedensmission AMIS 
der Afrikanischen Union (AU) von 2005 
beschloss der UN-Sicherheitsrat 2007 
eine gemeinsame Mission der UN und der 
AU namens UNAMID, die zwischenzeit-
lich bis zu 21.000 Soldaten und Polizis-
ten umfasste und eingestandenermaßen 
ihre wesentlichen Ziele nicht erreichte. 
Die Bundeszentrale für politische Bildung 
schrieb 2018:
„Der Krieg in Darfur steuert nach 15 Jahren 
Dauer auf eine neue politische Konstella-
tion zu. Das Engagement der Staatenge-
meinschaft reduziert sich und folgt nicht 
mehr nur der Logik von Friedensinterven-
tionen und international sanktionierter 
Friedensschaffung. Die Begrenzung von 
Migration und die Bekämpfung von Ter-
rorismus stehen im Vordergrund, wobei 
durch die globalen Umbrüche das relative 
Interesse an den Krisen in Afrika deutlich 
zurückgeht. Die Region selbst ist mit be-
grenzt durchsetzungsfähigen Regierungen 
und latenten Konflikten konfrontiert, die 
ohne eine verbesserte regionale Friedens-
ordnung jederzeit eskalieren und dann nur 
schwer eingehegt werden können. Es fehlt 
an einer regionalen Friedensordnung, de-
ren normative Zielsetzung und Instrumen-
tarium auf die Regulierung von Konflikten 
wie in Darfur ausgerichtet ist.“
Ein Beispiel, wie lokale Friedensinitiativen 
wirken können, zeigt das Bonn Internatio-
nal Center for Conversion (BICC), das sich 
schwerpunktmäßig der Kleinwaffenkon-
trolle verschrieben hat. In einem kurzem 
Film auf youtube erzählen sie, was in der 
krisengeschüttelten Region Darfur im Su-
dan getan wird:
Die Waffendichte in Darfur ist eine der 
höchsten der Welt. Vor allem Kleinwaffen 
sind weit verbreitet. Um die Sicherheitsla-

ge auf lokaler Ebene zu verbessern, haben 
die traditionellen Führer der Region eine 
Initiative zur Kontrolle von Kleinwaffen ins 
Leben gerufen. Unterstützt wird diese In-
itiative von internationalen Akteuren wie 
BICC, der Friedensmission UNAMID, dem 
Entwicklunggsprogramm der UN sowie 
von der sudanesischen Regierung.
Die Initiative ist 2011 in West- und Süd-
darfur gestartet. Ziel ist es, Kleinwaffen im 
Besitz der Zivilbevölkerung zu registrie-
ren und zu markieren – jedoch nicht, sie 
einzusammeln. Es ist ein erster Schritt zur 
Entwicklung eines effektiven Kleinwaffen-
Kontrollsystems. Zusätzlich erhält jede 
Gemeinde, die von Waffengewalt betrof-
fen ist, ein maßgeschneidertes Entwick-
lungs-Programm, um die Sicherheitslage 
zu verbessern und die Einkommensmög-
lichkeiten zu verbessern.
Um die Region Darfur dauerhaft zu befrie-
den, reicht es nicht aus, allein die Verbrei-
tung von Kleinwaffen einzudämmen, man 
muss genauso die strukturellen Probleme 
angehen, die letztlich zum Gebrauch von 
Waffen führen. Auch der White Nile Sta-
te hat mit solchen Problemen zu kämp-
fen. Hier hat das Entwicklungsprogramm 
der UN das sog. Community Security and 

Sudan - im Westen befinden sich die 
Darfur-Provinzen
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Arms Control Projekt CSAC gestartet. Ne-
ben der Waffenkontrolle werden hierbei 
lokale Konfliktursachen wie der ungleiche 
Zugang zu Einkommen, Rohstoffen und 
staatlichen Dienstleistungen bearbeitet. 
Zum Beispiel wird Wasser aus dem Nil ge-
filtert und gereinigt und damit trinkbar für 
die ganze Gemeinde. Dank dieses Projekts 
wurden Krankheiten durch verunreinigtes 
Wasser reduziert. Ein weiterer Baustein 
des CSAC-Projekts, an dem auch die su-
danesische Regierung beteiligt ist, ist es, 
neue Einkommensmöglichkeiten in der 
Region zu schaffen. Das Projekt hat auch 
eine Reihe von Schulungen speziell für 
Frauen durchgeführt, um deren Positionen 
innerhalb der Gemeinschaft zu stärken.
Auch in Darfur zielen Projekte auf dieje-
nigen Mitglieder der lokalen Bevölkerung, 
die anfällig für Gewalt sind. Durch inten-
sive Beschäftigungsmaßnahmen und das 
Erlernen einer beruflichen Ausbildung sol-
len Alternativen zum bewaffneten Kampf 
aufgezeigt werden. Die Jugendlichen 
bekommen nicht nur eine Ausbildung, 
sondern können auch die vorhandenen 
Strukturen nutzen, um sich darüber aus-
zutauschen, wie man eine bessere Zukunft 
für sich, aber auch für die Gemeinschaft 
gestalten kann. Diese Projekte liefern ei-
nen wichtigen Beitrag zum Friedenspro-

zess in Darfur.
Ein weiterer entscheidender Aspekt ist 
die Registrierung und Kontrolle von Klein-
waffen. Der nicht abreißende Strom von 
Kleinwaffen stellt eine enorme Heraus-
forderung für die Friedensbemühungen in 
der Region dar, vor allem der illegale Waf-
fenschmuggel zwischen dem Tschad und 
dem Sudan ist ein ernsthaftes Risiko. Um 
den illegalen Waffenschmuggel einzudäm-
men, haben sich Grenzschutzsoldaten aus 
dem Tschad und dem Sudan im Jahr 2010 
zu einer gemeinsamen Eingreiftruppe zu-
sammengeschlossen. Die Einsatztruppe 
überwacht dabei nicht nur die Grenzlini-
en, sondern fördert auch Bildungsmaß-
nahmen in der Region. So tragen sie aktiv 
dazu bei, die Lebensumstände in Westdar-
fur zu verbessern und helfen damit, den 
Weg zu einem dauerhaften Frieden in der 
Region zu ebnen.
Es ist ein Prozess mit zweifachem Ansatz: 
der Waffenregistrierung auf der einen Sei-
te und den Projekten zur Bekämpfung der 
Konfliktursachen auf der anderen. Diese 
erfolgversprechenden Initiativen der Re-
gierung des Sudan und seiner internati-
onalen Partner sind ein Sprungbrett für 
Entwicklung und zu einem friedlichen 
Darfur.
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ZUM 8. MAI, TAG DER BEFREIUNG:
NEIN ZUR SPRACHE DER GEWALT,  

JA ZU EINER KULTUR DES FRIEDENS
75 Jahre nach Kriegsende ist der 
Frieden wieder bedroht. Vieles ist 
unsicher geworden, neue Gefahren 
sind hinzugekommen. Die schnell 
zusammengewachsene Welt zeigt neue 
Formen der Gewalt und Verletzlichkeit. 
Die soziale Spaltung wird tiefer, die vom 
Menschen gemachte Klimakrise, die 
Zerstörung der Ernährungsgrundlagen 
und der Kampf um Rohstoffe kommen 
hinzu. Auch die weltweite Ausbreitung der 
Corona-Pandemie wird genutzt, autoritäre 
Strukturen zu schaffen und Ungleichheit zu 
zementieren. Nationalisten versuchen, die 
Unsicherheit für ihre miese Propaganda 
zu nutzen. Auch in Europa ist der Frieden 
brüchig. 

Wer den Frieden will, muss für den Frie-
den kämpfen. Die häufig zu hörende For-
derung, Europa müsse die „Sprache der 
Macht“ (Münchner Sicherheitskonferenz) 
lernen und seine militärischen Fähigkeiten 
ausbauen, ist absolut falsch. Mehr Militär 
löst keines unserer Probleme. Wir brau-
chen vielmehr eine Zivilisierung der sozia-
len, ökologischen und ökonomischen Kon-
flikte. Andernfalls kehren die Gespenster 

der Vergangenheit zurück, die nur zu Tod 
und Zerstörung führen können.
Ein neuer Rüstungswettlauf ist bereits 
voll im Gange. Auf nur zehn Länder ent-
fallen 75 Prozent der weltweiten Militär-
ausgaben. Deutschland steht dabei auf 
Platz acht. Die Ausgaben für Rüstung und 
Militär steigen weiter an, neue Atomwaf-
fen sollen stationiert werden, die noch 
schneller und noch zerstörerischer sind 
als alles was bisher war. In der digitalen 
Welt wächst die Gefahr, dass sie auch ein-
gesetzt werden. 
Das 21. Jahrhundert darf nicht zu einem 
Jahrhundert der Konfrontation und Gewalt 
werden. Unsere Aufgaben heißen viel-
mehr: Aufbau einer gesamteuropäischen 
Friedensordnung, Stärkung der Verein-
ten Nationen, weltweite Abrüstung und 
Rüstungskontrolle, friedliche Beilegung 
ökonomischer, sozialer und ökologischer 
Konflikten. Wir unterstützen die Initiative 
des UN-Generalsekretärs für einen sofor-
tigen weltweiten Waffenstillstand. Unsere 
Verantwortung ist eine Politik globaler 
Gerechtigkeit. 

Wir sind viele und in der Demokratie nicht ohnmächtig. 

Wir sagen Nein zu einer Sprache der Gewalt, aber ein Ja zu einer Kultur des Friedens, 
der Vernunft und der Verständigung. 

Wir sagen Nein zu einer Erhöhung der Militärausgaben! Ja zu Abrüsten statt Aufrüs-
ten! Ja für eine neue Entspannungspolitik jetzt!

www.abruesten.jetzt
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Sievershäuser Ermutigung 2020

Friedenspreis für Internationale  

Begegnungsarbeit mit jungen Menschen

Die Dokumentationsstätte zu Kriegsgeschehen und über Friedensarbeit 
Sievershausen und die Stiftung Frieden ist ein Menschenrecht schreiben zum 
sechzehnten Mal den mit 5.000 Euro dotierten Friedenspreis Sievershäuser 

Ermutigung aus. 

Die Sievershäuser Ermutigung 2020 soll für hervorragende Projekte und Initi-
ativen der internationalen Begegnungsarbeit mit jungen Menschen verliehen 

werden, die einen Beitrag zu einer friedlichen, auf Versöhnung, Verständi-
gung und Zusammenarbeit setzenden Welt leisten.

Nominiert werden können sowohl Organisationen und Initiativen, die eine 
solche Begegnungsarbeit durchführen, als auch einzelne Projekte der inter-
nationalen Begegnungsarbeit. Wichtig ist, dass ein erkennbarer Beitrag zu 
Versöhnung, Verständigung, Zusammenarbeit und Frieden geleistet wird.

Näheres unter www.antikriegshaus.de

oder bei

Antikriegshaus Sievershausen

Kirchweg 4A 
31275 Sievershausen

05175-5738


